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Veranstaltungen
�berblick zur 23. DSRI-Herbstakademie: „Daten,
Plattformen und KI als Dreiklang unserer Zeit‘‘
Nach zwei pandemiebedingten virtuellen Konferenzen fand die
diesj�hrige 23. Herbstakademie der Deutschen Stiftung f�r Recht
und Informatik (DSRI) vom 14. bis zum 17. September 2022 end-
lich(!) wieder in Pr�senz an der Leibniz Universit�t Hannover
statt. Bei einem Empfang im Leibnizhaus wurden die Teilnehmer
am 14. September durch den Vorstandsvorsitzenden der DSRI,
Prof. Dr. Christian Heinze, und Staatssekret�r Dr. Berend Lindner
begr�ßt.

Vorweggeschickt seien ein paar Eckdaten der diesj�hrigen Herbst-
akademie: Die 23. Herbstakademie stand unter der �berschrift
„Daten, Plattformen und KI als Dreiklang unserer Zeit‘‘. Die 250
Teilnehmer aus Wissenschaft und Praxis kamen aufgrund von
Umbauarbeiten nicht in der juristischen Fakult�t, sondern in der
Fakult�t f�r Landschafts- und Gartenbau zusammen.

Gewissermaßen als ein roter Faden des ersten Konferenztages
kann die Konturierung eines zuk�nftigen Datenprivatrechts, insbe-
sondere die Interaktion von Daten(schutz)- und Schuldrecht, aus-
gemacht werden.

Aus dem ersten Panel hervorzuheben sind in diesem Zusammen-
hang die Vortr�ge von Dr. Andreas Engel (Akad. Rat Universit�t
Heidelberg) sowie von Dr. Moritz Indenhuck und Thomas Britz
(beide RAe bei lindenpartners Rechtsanw�lte). Engel ging der Fra-
ge nach, ob und inwiefern ein reiner Datenabfluss den haftungs-
ausf�llenden Tatbestand der §§ 249 ff. BGB erf�llt. Anders als bei
einer Datenzerstçrung bed�rfe es (aufgrund der Nichtrivalit�t im
Konsum) grunds�tzlich der Darlegung weiterer Umst�nde, aus de-
nen sich ein Vermçgensverlust ergibt. Entsprechende Nachweise
seien regelm�ßig schwer zu erbringen, weshalb der Referent im
Bereich personenbezogener Daten die Anwendung der aus dem
Immaterialg�ter- und Lauterkeitsrecht stammenden Lizenzanalo-
gie vorschlug. Die parallele Gef�hrdungslage sowie das vergleich-
bare Schutzbed�rfnis w�rden eine solche Anwendung rechtferti-
gen. Inwieweit die Interessenlage tats�chlich vergleichbar ist,
wurde in der anschließenden Diskussion in Frage gestellt. Anders
als in den typischen Verletzungsf�llen im Immaterialg�terrecht
w�rde zwischen dem vermeintlich Gesch�digten und dem daten-
inhabenden Sch�diger grunds�tzlich eine vertragliche Beziehung
bestehen.

Anschließend vertraten Dr. Indenhuck sowie Britz unter exem-
plarischer Inblicknahme des Online-Handels die These, dass
Datenschutzbehçrden durch das Erfordernis einer zus�tzlichen,
den §§ 307 ff. BGB nachgelagerten datenschutzrechtlichen In-
haltskontrolle von Vertr�gen die Gestaltungsfreiheit solcher An-
bieter zunehmend einschr�nkten. Aufh�nger der Aufsichtsbehçr-
den sei das Kriterium der Erforderlichkeit (zur Vertragserf�l-
lung) im Rahmen des Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO. Dieses sei
nach Auffassung der DSK dahingehend auszulegen, dass der
f�r die Erforderlichkeitspr�fung relevante Bezugspunkt, also
der Vertragszweck, einschr�nkend im Lichte datenschutzrecht-
licher Wertungen zu ermitteln sei. Konsequenz sei bspw. f�r
Anbieter von Online-Marktpl�tzen die Verpflichtung zur Er-
mçglichung eines bloßen Gastzugangs im Rahmen des Kaufs
von Waren. Die Referenten vertraten den Standpunkt, dass die
DSGVO eine solche einschr�nkende Auslegung nicht erfordere.
Datenschutzrechtliche Erw�gungen ließen sich hinreichend im
Rahmen der gewçhnlichen vertraglichen Inhaltskontrolle abbil-
den. In der anschließenden Diskussion wurde aufgeworfen, ob
nicht die systematische Einordnung mit Blick auf das in Bezug
genommene Beispiel fehlerhaft als Inhaltskontrolle erfolgte,
woraufhin die Referenten auf die zur�ckliegenden Verçffentli-
chungen der DSK und Datenschutzbehçrden verwiesen, welche
eine solche Tendenz klar erkennen ließen.

Auch die beiden folgenden Panels zum Datenwirtschaftsrecht so-
wie zu Fragen rund um ein Dateneigentum, Datenzugangsmçg-
lichkeiten und digitale Werte f�gten sich wunderbar in den Pro-

blemkreis der Ausgestaltung eines zuk�nftigen Datenprivatrechts
ein.
Stephanie Richter (RAin bei Taylor Wessing) skizzierte die Grat-
wanderung zwischen Datenschutz und Datennutzung zugunsten
der Datenwirtschaft anhand des Zusammenspiels zwischen dem
Entwurf f�r einen Data Act und der DSGVO und res�mierte: of-
fene Fragen betreffend das Verh�ltnis und sich bereits abzeichnen-
de Kollisionen bçten voraussichtlich viel Raum f�r eine Grenzzie-
hung im Rahmen richterlicher Rechtsausbildung und -fortbildung
durch den EuGH. Unmittelbar zeitlich daran anschließend und
gleichsam thematisch ankn�pfend referierte Dr. Felix Suwelack
zur Mçglichkeit, den personenbezogenen Daten immanenten Wert
zu realisieren – sie also als Assets zu begreifen. Neben einer Ver-
wendung f�r den Absatz der eigenen Produkte kçnnten sie unmit-
telbar selbst als Asset Dritten zur Verf�gung gestellt werden. Die
verschiedenen Mçglichkeiten eines solchen Zurverf�gungstellens
(Adress- und Datenhandel, Lettershop-Verfahren, Share und Asset
Deal) wurden datenschutzrechtlich ausgelotet. Kontrovers wurde
anschließend unter anderem dar�ber diskutiert, ob sich das Letter-
shop-Verfahren, soweit es einfach gelagerte F�lle der Drittwer-
bung ohne vorausgehende Analysen zu Zwecken passgenauer
Werbung betrifft, auf berechtigte Interessen gem. Art. 6 Abs. 1
S. 1 lit. f DSGVO st�tzen l�sst.
Ebenfalls der �bertragung digitaler Assets, konkret der Mçglich-
keit der Nutzer, von dem Anbieter virtueller Spielewelten die
�bertragung virtueller Ausr�stungsgegenst�nde und �hnlicher Ge-
genst�nde auf andere Hardwareplattformen oder Spielewelten zu
�bertragen, widmete sich Andreas Daum (RA bei Noerr). Entspre-
chende Anspr�che seien in aller Regel derzeit jedoch nicht ersicht-
lich.
Mit Blick auf die stets gl�hende und regelm�ßig wieder aufflam-
mende Diskussion um ein Dateneigentum warfen die Vortragen-
den Kristian Borkert und Florian Bunes (beide bei Juribo Legal &
Consulting) eine spannende Forderung in den Ring. Am Beispiel
des Handels und der „Bebauung‘‘ virtueller Immobilien auf der
Plattform Decentraland erçrterten die Referenten die Unzul�ng-
lichkeit klassischer Konstruktion des Schuld- und Sachenrechts
mit Blick auf die Ver�ußerung und mçglicher Nutzungsstçrungen.
Sie forderten deshalb die Einf�hrung eines Begriffs von einer vir-
tuellen Sache in das BGB, auf welche die f�r Sachen geltenden
Vorschriften in gewissen Umfang entsprechend anzuwenden sei-
en. Eine virtuelle Sache sei „jedes digitale und eindeutige Objekt,
das in einem dezentralen çffentlich einsehbaren und unver�nder-
baren Register eingetragen ist‘‘.
Nach einem erkenntnisreichen Tag trafen sich die Teilnehmer am
Abend zum Dinner im Alten Rathaus. Letzte offizielle Programm-
punkte bildeten dort die Ehrung von Prof. Dr. J�rgen Taeger, so-
wie die Vergabe des Best Paper Awards, welchen in diesem Jahr
gleich zwei Referentinnen erhielten: Franziska Neugebauer (RA
bei Luther) und Stephanie Richter (zur Person s. o.).
Der zweite Tagungstag widmete sich neben dem Datenschutz, der
IT-Sicherheit, dem Urheberrecht und Legal Tech besonders der
Haftung und Regulierung von KI-Systemen. Unter den vielen fes-
selnden Vortr�gen sind dabei die Ausf�hrungen von Caroline
Gentgen-Barg (Wiss. Mit. an der Universit�t Hannover) und Dr.
Jonas Siglm�ller (RA bei Noerr, zudem Softwareentwickler) be-
sonders hervorzuheben.
Erstere besch�ftigte sich in anschaulicher Weise mit der recht-
lichen Perspektive von Fairnessmetriken beim Einsatz k�nstli-
cher Intelligenz. Fairnessmetriken dienen der Erfassung und
Messung mçglicher Benachteiligungen von Menschen durch al-
gorithmische Systeme. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse
kçnnten nicht nur als Nachweis einer Diskriminierung im ge-
richtlichen Verfahren dienen, sondern auch bei der Programmie-
rung von KI ber�cksichtigt werden. Dies ermçgliche die Ent-
wicklung einer gerechteren, nicht benachteiligenden KI. Dabei
warf die Referentin auch die spannende Frage auf, inwiefern
die – gut gemeinte – nachtr�gliche Modifikation eines Algorith-
mus zugunsten einer Personengruppe, um eine algorithmische
Ungleichbehandlung auszugleichen, ihrerseits eine Benachteili-
gung darstellen kçnne. In der anschließenden Diskussion wurde
das Verh�ltnis des Entwurfs der KI-VO zum Antidiskriminie-
rungsrecht erçrtert. Dieser sieht zwar das Ziel vor, Diskriminie-
rungstendenzen von KI zu minimieren, �berl�sst die Wahl des
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Mittels allerdings dem Anbieter. Hier kçnnte aufgrund des Dis-
kriminierungspotentials von KI mçglicherweise die Beweislast-
umkehr des § 22 AGG fruchtbar gemacht werden. Dann obl�ge
es dem Anbieter zu beweisen, dass die verwendete KI bei einer
Entscheidung nicht benachteiligt habe.

Dr. Siglm�ller analysierte anschließend in seinem Vortrag die
Eignung von Wiederholbarkeit und Nachvollziehbarkeit als Zu-
lassungskriterium f�r KI. Dabei stellte er anhand zahlreicher
Praxisbeispiele dar, dass die bisherige herrschende juristische
Literatur im Produktsicherheitsrecht, wonach Wiederholbarkeit
und Nachvollziehbarkeit ein entscheidendes Kriterium f�r die
Zuverl�ssigkeit von KI darstelle, nicht �berzeugend sei. Sie wi-
derspreche vielmehr der technischen Grundkonzeption von An-
wendungen mit k�nstlicher Intelligenz und unterminiere die
Chancen, die mit der Technologie einhergingen. Stattdessen ge-
n�ge es, wenn die Ergebnisse einer KI abstrakt erkl�rbar seien.
Dies erfolge mittels Darstellung der Sachverhaltsinformationen,
die in eine Entscheidung einfließen. Die konkrete Gewichtung
aller ber�cksichtigten Informationen und damit einzelfallbezo-
gene Nachvollziehbarkeit sei dagegen nicht erforderlich. Die
folgende Diskussion besch�ftigte sich ebenfalls maßgeblich
mit dem Entwurf der KI-VO. So wurde die Offenlegung von
Trainingsdaten im Rahmen der vom Entwurf vorgesehenen KI-
Dokumentationspflichten erçrtert. Einig war sich das Plenum,
dass der derzeitige Anwendungsbereich des Entwurfs der KI-
VO erheblich zu weit sei.

F�r die Abrundung des Tagungstages standen den Teilnehmern
am Abend der LL.M.-Stammtisch im Brauhaus Ernst-August
sowie ein gef�hrter Stadtrundgang durch die hannoversche Alt-
stadt zur Wahl. Bei zahlreichen Gespr�chen in lockerer Atmo-
sph�re fand der letzte Tagungsabend einen erfolgreichen Ab-
schluss.

Der Samstag startete mit dem Plenum zur europ�ischen Datenstra-
tegie, Data Act und Data Governance Act. Hier wurden aktuelle
und heiß diskutierte Fragen zur Zukunft des europ�ischen Daten-
rechts behandelt. Christoph Callewaert (RA bei reuschlaw) und
Gabriel Danyeli (RA bei Taylor Wessing) beleuchteten in zwei
Vortr�gen zun�chst das Feld der Portabilit�t von Daten unter der
DSGVO sowie dem Entwurf des Data Acts. Das Instrument der
Datenportabilit�t, als Instrument zur Bek�mpfung sog. Lock-In-
Effekte, warf dabei spannende Fragen mit Blick auf ihre prakti-
sche Umsetzung auf. Schwerpunkt der �brigen Vortr�ge bildeten
sodann neue Modelle der Datengovernance f�r die Datenwirt-
schaft. Dabei machte Dr. Olaf Methner (RA bei Baum, Reiter &
Collegen) das Modell der Datentreuh�nder im Anwendungsfeld
der Mobilit�tsdatenverwaltung greifbar. Jakob Knapp und Jonas
Kobler (beide WHK an der Universit�t Bonn) stellten erg�nzend
die Datengenossenschaft vor und warfen dabei insbesondere einen
Blick in die Agrarindustrie. In den anschließenden anregenden
Diskussionen wurde insbesondere die Frage nach der Verfasstheit
dieser Modelle gestellt, etwa die nach der Finanzierbarkeit. Dabei
war erkennbar, dass sich an die im Plenum behandelten Themen
zweifelsfrei notwendige und spannende Folgediskussionen an-
schließen werden.

Zu guter Letzt stand das Plenum zum Steuerrecht auf dem Pro-
gramm. Hier bot Dr. Julia Sinnig (RA bei Dr. Leihnen & Sinnig
RAe) ein Update zum europ�ischen und internationalen Steuer-
recht. Sie beleuchtete unter anderem aktuelle Modelle und Vorha-
ben der OECD, insbesondere zur globalen Besteuerung von digi-
talen Unternehmen. Andererseits bot Prof. Dr. Christoph Schmidt
(Hochschule f�r çffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigs-
burg) weitere zukunftsgerichtete Ausblicke zu Mçglichkeiten der
proaktiven Veranlagung durch die Finanzverwaltung unter ande-
rem am vorbildhaften Beispiel �sterreichs. Zum krçnenden Ab-
schluss der gelungenen Tagung stellte wie �blich dann Prof. Dr.
Jens Schmittmann (FOM Hochschule) Updates im Steuerrecht dar.
Dieser berichtete, wie immer informativ und humorig, �ber die ak-
tuellen Entwicklungen im deutschen Steuerrecht, wobei auch hier
ein klarer Fokus auf die Herausforderungen der Besteuerung der
digitalen Wirtschaft gelegt wurde.

Jakob Knapp, LL.B. (LawEcon), Universit�t Bonn, Jonas Kobler,
B.SC. (Mathe), Universitit�t Hamburg, Malte Leith�user, Jurist
(Univ.), Universit�t Passau
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